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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1014. Sitzung des 
Bundesrates am Freitag, 17. Dezember 20211: 

 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 11/2021 (gemein-
same Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Wahl des Vorsitzenden des Ausschusses für Verteidigung 

gemäß § 12 Absatz 3 GO BR 
Drucksache 820/21 

 
Zustimmung zum Wahlvorschlag. 

 
2. Gesetz zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben im Umsatzsteuerrecht 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 810/21 

 
Zustimmung zum Gesetz. 

 
4. Entschließung des Bundesrates: Für eine zukunftsfähige Krankenhauslandschaft -  

Weiterentwicklung des DRG-Systems 

Antrag des Landes Niedersachsen  
und Mecklenburg-Vorpommern, Bremen, 
Rheinland-Pfalz 
Drucksache 804/21 

Drucksache 804/1/21 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gem. Ziffern 1 bis 3 der 
Empfehlungsdrucksache 804/1/21. Zustimmung in der Schlussabstimmung.  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



6. a) Bericht der Bundesregierung an den Haushaltsausschuss, den Ausschuss für 
Wirtschaft und Energie, den Ausschuss für Inneres und Heimat sowie den Aus-
schuss für Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestages gemäß 
§ 26 Absatz 2 bis 4 Investitionsgesetz Kohleregionen 

gemäß § 26 Absatz 2, 3 und 4 InvKG 

Drucksache 795/21 
 

Kenntnisnahme. 
 

6. b) Bericht der Bundesregierung gemäß § 26 Absatz 5 Investitionsgesetz Kohleregio-
nen an den Haushaltsausschuss, den Ausschuss für Wirtschaft und Energie sowie 
den Ausschuss für Finanzen des Deutschen Bundestages 

gemäß § 26 Absatz 5 InvKG 

Drucksache 796/21 
Drucksache 796/1/21 

 
Keine Zustimmung zur Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 796/1/21. 

 
7. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi-

schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen - "Fit 
für 55": auf dem Weg zur Klimaneutralität - Umsetzung des EU-Klimaziels für 2030 
COM(2021) 550 final; Ratsdok. 10849/21 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 737/21 
Drucksache 737/1/21 

 
Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 737/1/21 ohne die Ziffern 8, 16, 18, 22, 24 
bis 26, 31, 35, 42, 44, 48, 50, 52, 56 und 62 bis 64.  

 
8. Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Restrukturierung der Rahmenvorschrif-

ten der Union zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom 
(Neufassung) 
COM(2021) 563 final; Ratsdok. 10872/21 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 720/21 
zu Drucksache 720/21 

Drucksache 720/1/21 
 

Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 720/1/21 ohne die Ziffern 9, 11, 14 bis 23 
und 26. 

  



9. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Energieeffizienz (Neufassung) 
COM(2021) 558 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 706/21 

zu Drucksache 706/21 
Drucksache 706/1/21 

 
Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 706/1/21 ohne die Ziffern 10, 15, 18 
Buchst. b, 19, 27, 29 und 30. 

 
10. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Än-

derung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates und 
der Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhebung der 
Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates 
COM(2021) 557 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 712/21 

zu Drucksache 712/21 
Drucksache 712/1/21 

 
Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 712/1/21 ohne Ziffer 10. 

 
11. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Schaffung eines CO2-Grenzausgleichssystems 
COM(2021) 564 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 714/21 

zu Drucksache 714/21 
Drucksache 714/1/21 

 
Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 714/1/21 ohne die Ziffern 5, 8 und 9. 

 
12. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 

den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2014/94/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
COM(2021) 559 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 709/21 
zu Drucksache 709/21 

Drucksache 709/1/21 
 

Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 709/1/21 ohne die Ziffern 12, 13, 15, 23.  



13. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen für einen nachhaltigen Luftver-
kehr 
COM(2021) 561 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 701/21 
zu Drucksache 701/21 

Drucksache 701/1/21 
 

Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 701/1/21 ohne die Ziffern 12, 21 und 23. 
 

14. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Nutzung erneuerbarer und kohlenstoffarmer Kraftstoffe im Seeverkehr und zur 
Änderung der Richtlinie 2009/16/EG 
COM(2021) 562 final; Ratsdok. 10327/21 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 721/21 

zu Drucksache 721/21 
Drucksache 721/1/21 

 
Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 721/1/21. 

 
15. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Einrichtung eines Klima-Sozialfonds 
COM(2021) 568 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 702/21 

zu Drucksache 702/21 
Drucksache 702/1/21 
 

Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 702/1/21 ohne Ziffer 6. 
 

16. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Än-
derung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten in der Union, des Beschlusses (EU) 2015/1814 über die 
Einrichtung und Anwendung einer Marktstabilitätsreserve für das System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und der Verordnung 
(EU) 2015/757 
COM(2021) 551 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 707/21 
zu Drucksache 707/21 

Drucksache 707/1/21 
 

Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 707/1/21 ohne Ziffer 11.  



17. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Än-
derung der Richtlinie 2003/87/EG in Bezug auf den Beitrag der Luftfahrt zum ge-
samtwirtschaftlichen Emissionsreduktionsziel der Union und die angemessene 
Umsetzung eines globalen marktbasierten Mechanismus 
COM(2021) 552 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 708/21 

zu Drucksache 708/21 
Drucksache 708/1/21 

 
Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 708/1/21. 

 
18. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Änderung der Verordnung (EU) 2018/842 zur Festlegung verbindlicher nationaler 
Jahresziele für die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 bis 
2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen zwecks Erfüllung der Verpflichtungen 
aus dem Übereinkommen von Paris 
COM(2021) 555 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 710/21 

zu Drucksache 710/21 
Drucksache 710/1/21 

 
Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 710/1/21 ohne Ziffer 7. 

 
19. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Änderung der Verordnung (EU) 2019/631 im Hinblick auf eine Verschärfung der 
CO2-Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen und für neue leichte Nutz-
fahrzeuge im Einklang mit den ehrgeizigen Klimazielen der Union 
COM(2021) 556 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 711/21 

zu Drucksache 711/21 
Drucksache 711/1/21 

 
Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 711/1/21 ohne die Ziffern 8 und 12. 

 
20. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Änderung der Verordnung (EU) 2018/841 hinsichtlich des Geltungsbereichs, der 
Vereinfachung der Compliance-Vorschriften, der Festlegung der Zielwerte der Mit-
gliedstaaten für 2030 und der Verpflichtung, bis 2035 gemeinsam Klimaneutralität 
im Sektor Landnutzung, Forstwirtschaft und Landwirtschaft zu erreichen, und zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2018/1999 hinsichtlich der Verbesserung der Über-
wachung, der Berichterstattung, der Verfolgung der Fortschritte und der Überprü-
fung 
COM(2021) 554 final/2 



gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 

Drucksache 713/21 
zu Drucksache 713/21 

Drucksache 713/1/21 
 

Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 713/1/21 ohne die Ziffern 7 und 9. 
 

21. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen 
Neue EU-Waldstrategie für 2030 
COM(2021) 572 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 722/21 

Drucksache 722/1/21 
 

Stellungnahme gem. Empfehlungsdrucksache 722/1/21 ohne die Ziffern 6, 8, 14 und 15. 
 

23. Erste Verordnung zur Änderung der Agrarstatistikverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 779/21 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe des Plenarantrages in Drucksache 
779/1/21. 

Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 779/1/21. 
Zustimmung zur Schlussabstimmung hilfsweise unverändert. 

 
24. Verordnung zur Durchführung der GAP-Direktzahlungen (GAP-Direktzahlungen-

Verordnung - GAPDZV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 816/21 
Drucksache 816/1/21 

 
Zustimmung zur Verordnung nach Maßgaben gem. Empfehlungsdrucksache 816/1/21 
ohne die Ziffern 1, 3 bis 7, 9, 17, 19 bis 23, 25, 31 bis 33.  
Zustimmung zur Begleitentschließung gem. Ziffern 34 bis 38. 

Zustimmung in der Schlussabstimmung. 
 

25. Verordnung zur Durchführung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik gel-
tenden Konditionalität (GAP-Konditionalitäten-Verordnung - GAPKondV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 817/21 

Drucksache 817/1/21 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgaben gem. Empfehlungsdrucksache 817/1/21 
ohne die Ziffern 5 bis 7, 12, 15, 16, 19, 20, 22 und 26. 



Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 817/2/21. 

Zustimmung in der Schlussabstimmung. 
 

28. Verordnung zur Regelung der technischen und organisatorischen Umsetzung der 
Mitwirkungspflichten nach § 2 Absatz 1a Satz 1 Nummer 4 des Artikel 10-Gesetzes  
(G 10-Mitwirkungsverordnung - G 10-MitwV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 762/21 
 

Keine Zustimmung zur Verordnung. 
 

30. Elfte Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 784/21 
Drucksache 784/1/21 

 
Zustimmung zur Verordnung nach Maßgaben gem. Empfehlungsdrucksache 784/1/21 
ohne die Ziffern 8 und 9. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
31. Erste Verordnung zur Änderung der Mobilitätsdatenverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 787/21 

Drucksache 787/1/21 
 

Zustimmung zur Verordnung unverändert gem. Ziffer 2 der Empfehlungsdrucksache 
787/1/21. Keine Zustimmung zu Ziffer 1. 

 
 

35. Entschließung des Bundesrates "Befristete Erhöhung des verfügbaren Nettoein-
kommens insbesondere von Intensivpflegekräften im Krankenhausbereich" 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 835/21 
 

Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung.  
Ausschusszuweisung. 

 
37. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Tierschutzgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Niedersachsen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 838/21  



Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. 

Ausschusszuweisung. 
 

38. Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Bun-
deshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 (Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 
2021) 

gemäß Artikel 110 Absatz 3 GG 

Drucksache 840/21 
Drucksache 840/1/21 

 
Zustimmung zu „Keine Einwendungen“ gem. Empfehlungsdrucksache 840/1/21. 

 
39. Gesetz zur Änderung des Ganztagsfinanzierungsgesetzes und des Ganztags- 

finanzhilfegesetzes 

gemäß Artikel 104c Satz 2 i.V.m. Artikel 104b Absatz 2 Satz 
1 GG 
Drucksache 841/21 

 
Zustimmung zum Gesetz. 

 
40. Gesetz zur Änderung des Stabilisierungsfondsgesetzes und des Wirtschafts- 

stabilisierungsbeschleunigungsgesetzes 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 

Drucksache 842/21 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 

41. Gesetz zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 168/2007 zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Grundrechte und zur Inbetriebnahme der elektronischen Urkundensammlung 

gemäß Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 GG 

Drucksache 843/21 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 

42. Entschließung des Bundesrates zum Ausgleich der aktuellen Entwicklung der 
Energiepreise in Deutschland für einkommensarme Haushalte in der Stadt und im 
ländlichen Raum 

Antrag des Freistaats Thüringen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 845/21 

 
Ausschusszuweisung.  



43. Vierte Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 839/21 
 

Zustimmung zur Verordnung. 



Umdruck 11/2021 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1014. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 17. Dezember 2021, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 3, 5, 22, 26, 27, 29, 32 bis 34, 36 und 44 der Tagesordnung der 1014. Sitzung des 

Bundesrates am Freitag, dem 17. Dezember 2021, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden 

Empfehlungen und Vorschlägen beschließen: 

I. 

Den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG beim Deutschen Bundestag einzubringen: 

3. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Hessen 

Drucksache 797/212 

Ausschussbeteiligung - Fz - 

II. 

Von den Vorlagen Kenntnis zu nehmen:  

5. a) Klimaschutzbericht 2021 

Drucksache 802/21 

Ausschussbeteiligung - U - 

                                                           
2-Entsprechend dem Ergebnis der Vorberatungen soll Staatsminister Boddenberg (Hessen) gemäß § 33 GO BR zum 

Beauftragten bestellt werden. 



b) Klimaschutz-Projektionsbericht 2021 für Deutschland 

Drucksache 793/21 

Ausschussbeteiligung - U - 

III. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

22. Verordnung zur Festsetzung des Umlagesatzes für das Insolvenzgeld für das Kalenderjahr 2022 

(Insolvenzgeldumlagesatzverordnung 2022 - InsoGeldFestV 2022) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 778/21 

Ausschussbeteiligung - AIS - 

26. Verordnung zur Umsetzung der Notifizierung über die Anwendung der Anrechnungsmethode bei 

bestimmten Einkünften nach dem deutsch-singapurischen Doppelbesteuerungsabkommen (Notifi-

zierungsverordnung DBA Singapur) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 780/21 

Ausschussbeteiligung - Fz - 

27. Verordnung zur Durchführung des § 3 des Steueroasen-Abwehrgesetzes (Steueroasenabwehr-

verordnung - StAbwV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 788/21 

Ausschussbeteiligung - Fz - Wi - 



29. Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Führung notarieller Akten und Verzeich-

nisse, der Notarfachprüfungsverordnung, der Notarverzeichnis- und -postfachverordnung, der 

Rechtsanwaltsverzeichnis- und -postfachverordnung und der Patentanwaltsausbildungs- und -prü-

fungsverordnung sowie zur Einführung der Patentanwaltsverzeichnisverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 774/21 

Ausschussbeteiligung - R - 

32. Verordnung zur Neuregelung des Meisterprüfungsverfahrensrechts 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 781/21 

Ausschussbeteiligung - Wi - AIS - K - 

IV. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen:  

33. Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen Union für 

die Ratsarbeitsgruppe der Leiter der Pflanzengesundheitsdienste (COPHS) 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-

Länder-Vereinbarung 

Drucksache 69/20 

Drucksache 819/21 

Ausschussbeteiligung - EU - AV - 

36. Benennung von Vertreterinnen und Vertretern und Stellvertreterinnen und Stellvertretern des 

Bundesrates im Mittelstandsrat der Kreditanstalt für Wiederaufbau 

gemäß § 7a Absatz 1 KredAnstWiAG 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 832/21 

 



44. a) Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen 

Union 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-

Länder-Vereinbarung 

Drucksache 600/21 

 

b) Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen 

Union 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-

Länder-Vereinbarung 

Drucksache 818/21 

 

V. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und einem 

Beitritt abzusehen: 

34. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 805/21 

zu Drucksache 805/21 

Ausschussbeteiligung - R - 

 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrer Länder 
beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen 
sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hin-
weise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundes-
rat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html


 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1014. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1014/download/1014-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
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